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Christian Seiler

Staatlich gewährleistete Kinderbetreuung als Instrument 
zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Familie und Beruf sind häufig nicht einfach zu vereinbaren. Namentlich die Betreuung kleiner 
Kinder stellt Eltern vor große Herausforderungen. Sie hierbei zu unterstützen zählt daher zu den 
wichtigsten gesellschaftspolitischen Anliegen der Gegenwart.1 Der Gesetzgeber hat  diesem Befund 
in den letzten Jahren zunehmend Rechnung getragen und die Grundlagen für einen erheblichen 
Ausbau der öffentlichen Betreuungsinfrastruktur gelegt (I.). Diese politisch begrüßens werte Ent-
wicklung auch verfassungsrechtlich einzuordnen setzt voraus, sich zunächst Rechenschaft über die 
mit ihr angestrebten Zwecke und die dahinter stehenden Schutz güter abzulegen (II.). Auf  dieser 
Grundlage lassen sich dann einige Folgerungen für die nähere Ausgestaltung staatlicher Kinder-
betreuungsangebote ziehen (III.).

 1  Der Ausbau der Kinderbetreuungsangebote im Überblick

Bund, Länder und Gemeinden unternehmen seit einigen Jahren beachtliche Anstrengungen, die 
staatliche oder staatlich geförderte außerfamiliäre Kinderbetreuung auszu bauen.2 Auch wenn über 
den Erfolg  dieser Bemühungen letztlich die jeweilige Haushaltslage entscheiden dürfte, lohnt doch 
ein Blick auf die einschlägigen Vorschriften.

1.1  Kompetenzrechtlicher Rahmen

Die maßgeblichen Rechtsgrundlagen der staatlich gewährleisteten Kinderbetreuung finden sich vor 
allem im Landesrecht, wobei sich die Gesetzeslage in den einzelnen Ländern zum Teil erheblich 
unterscheidet. Der Bund kann insofern nur auf der Grundlage und in den Grenzen seiner konkur-
rierenden Gesetzgebungs kompetenz aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG für das Gebiet der „öffentlichen 
Fürsorge“ tätig werden. Die Kinder- und Jugendhilfe3 und mit ihr die Kinderbetreuung unter fallen 
 diesem weit4 ausgelegten Begriff, jedenfalls sofern letztere im Schwerpunkt nicht Bildungs zwecken 
dient, für die ausschließlich die Länder zuständig wären.5 Vorauszusetzen ist allerdings gemäß 
Art. 72 Abs. 2 GG, dass ein Bundesgesetz zur „Herstellung gleichwertiger Lebens verhältnisse im 
Bundesgebiet“ oder zur „Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen In-

1 Siehe zum Folgenden bereits Christian Seiler, Verfassungsfragen zur staatlichen Unterstützung der elterlichen Erzie-
hung, in: Essener Gespräche zum Thema Staat und Kirche, Bd. 43 (2009), S. 7 ff.

2 Siehe das Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kin-
derförderungsgesetz – KiföG) vom 10.12.2008, BGBl. 2008 I, S. 2403 ff., im Anschluss an das (vor der Föderalismus-
reform I ergangene) Tagesbetreuungs ausbaugesetz vom 27.12.2004, BGBl. 2004 I, S. 3852 ff.

3 Vgl. BVerfGE 22, 180 (212 f.) (Jugendhilfe).
4 BVerfGE 88, 203 (329 f.) (Schwangerschaftsabbruch); E 97, 332 (341) (Kindergartengebühren).
5 BVerfGE 97, 332 (341 f.) (Kindergartengebühren). Siehe insbesondere S. 342: „Der Schwerpunkt des Kinder garten-

wesens … ist nach wie vor eine fürsorgende Betreuung mit dem Ziel einer Förderung sozialer Verhaltens weisen und 
damit präventiver Konfliktvermeidung. Der vorschulische Bildungsauftrag steht hinter  dieser dem Bereich der öffent-
lichen Fürsorge zuzuordnenden Aufgabe zurück.“ Ebenso OVG Berlin, NJW 1982, S. 954 (954 f.); OVG Münster, 
NVwZ 1995, S. 191 (192). Anders BayVerfGH, BayVBl. 1977, S. 81 (82 f.); Josef Isensee, DVBl. 1995, S. 1 (5 f.): 
Der Kindergarten unterfalle als Bildungseinrichtung Art. 70 Abs. 1 GG und damit der Länderzuständigkeit.
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teresse“ erforderlich ist6, was nicht mit einer sachlichen Richtigkeit des Norminhaltes zu begrün-
den, sondern aus einem erhöhten Bedürfnis an Bundeseinheitlichkeit herzuleiten ist. Insofern kann 
durchaus in Frage gestellt werden, ob eine bloße Verschieden heit der Kinderbetreuungsangebote 
in den Ländern (namentlich im Ost-West-Vergleich) bereits durchgreifende Nachteile für gesamt-
staatliche Interessen, ins besondere für die hier im Vordergrund stehende Gleichwertigkeit (nicht 
Einheitlichkeit) der Lebens verhältnisse7 mit sich bringt. Jedenfalls dürfte der Bund den Aus bau 
der staatlich gewährleisteten Kinder betreuung als wesentliche Umgestaltung und Erweiterung der 
bisherigen Aufgaben definition wegen Art. 84 Abs. 1 S. 7 GG nicht den Kommunen auferlegen, so 
dass zumindest für  diese Frage ergänzende Ländergesetze not wendig blieben.

1.2  Bundesgesetzliche Mindeststandards

Auf  dieser Grundlage hat der Bund in §§ 22 ff. SGB VIII lediglich Mindeststandards des 
Kindergarten wesens geregelt. Begrifflich abzugrenzen sind dabei die Tageseinrichtung (§§ 22 
Abs. 1 S. 1, 22a SGB VIII), also Kinderkrippe, Kindergarten und Kinderhort, und die Kinder-
tagespflege (§§ 22 Abs. 1 S. 2, 23 SGB VIII), oft auch Tagesmutter genannt. Seit 1.8.2013 hat je-
des Kind im bundesrechtlich ver brieften Minimum ab dem vollendeten ersten Lebensjahr einen 
Rechts anspruch auf Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Tages pflege, ab dem vollendeten 
dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt auf den Besuch einer Tageseinrichtung (§ 24 SGB VIII). 
Für jüngere Kinder ebenso wie für Schulkinder ist, ohne dass ein einklag barer Anspruch hier-
auf bestünde, im Ergebnis jeweils ein bedarfsgerechtes Angebot vorzu halten. Die näheren Ein-
zelheiten hierzu, ins besondere die pflegerischen und pädagogischen An forderungen an die Kin-
derbetreuung und nicht zuletzt den für ihre Qualität ausschlag gebenden Betreuungsschlüssel, 
legen die Länder fest (§ 26 SGB VIII). Sie regeln grund sätzlich auch die Finanzierung der Tages-
einrichtungen (§ 74a SGB VIII). 

1.3  Umsetzung auf Länder- und Gemeindeebene

Der Vollzug der §§ 22 ff. SGB VIII und damit die – erst annähernd bewältigte – Aufgabe, ent-
sprechende Kinderbetreuungsangebote vor Ort bereitzu stellen, obliegt gemäß Art. 84 Abs. 1 GG 
den Ländern als eigene Angelegenheit. Sie reichen  diese Aufgabe regel mäßig an ihre Kommu-
nen weiter, die deshalb (neben den freien Trägern, insbesondere den auf  diesem Gebiet stark en-
gagierten Kirchen8) üblicher weise Träger der örtlichen Betreuungs ein richtungen sind. Die Ge-
meinden wiederum erheben im Einklang mit § 90 SGB VIII Gebühren für die Inanspruch nahme 
ihrer Dienst leistungen („Kosten beiträge“) und re finanzieren sich so anteilig (bei aller dings zuneh-
mender Tendenz landes gesetzlicher Gebühren befreiungen ins besondere im letzten Kindergarten-
jahr). Den restlichen Auf wand trägt, weil die erhobenen Gebühren durch gängig hinter den ange-
fallenen Kosten zurück bleiben, der Steuer zahler. Im Regelfall staffeln die Kommunen zudem die 
Gebühren für ihre örtlichen Ein richtungen unter halb der Kosten ober grenze ein kommens abhängig 

6 Grundlegend hierzu BVerfGE 106, 62 (135 ff.) (Altenpflege); bestätigend BVerfGE 111, 226 (246 ff.) (Junior professur); 
E 112, 226 (243 ff.) (Studiengebühren).

7 Gemessen an der strengen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts mögen an  dieser Stelle Zweifel erlaubt sein. 
Denn die Gleich wertigkeit der Lebensverhältnisse sei „erst dann bedroht, wenn sich die Lebens verhältnisse in den Län-
dern der Bundesrepublik in erheblicher, das bundes staatliche Sozial gefüge beein trächtigender Weise auseinander ent-
wickelt haben oder sich eine derartige Entwicklung konkret abzeichnet“; BVerfGE 106, 62 (144) (Altenpflege).

8 Ausführlich zu  diesem Themenkreis Burkhard Kämper, Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft.
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und erzeugen über  diese sozial staatlich gerecht fertigte Ver schonung Bedürftiger eine indirekt um-
verteilende Wirkung.9

 2  Ziele und Zwecke der außerfamiliären Kinderbetreuung

In der öffentlichen Diskussion werden oft undifferenziert verschiedene Zwecke der außer familiären 
Kinder betreuung erörtert, die sich teils sinnvoll ergänzen, teils aber auch in einem gewissen Span-
nungsverhältnis zueinander stehen können.

2.1  Gesamtgesellschaftliche Anliegen

Als politisch vermutlich wirkungsmächtigstes, allerdings nur selten ausdrücklich benanntes Motiv, 
die außerfamiliäre Kinderbetreuung zu fördern, dürfte das angesichts des zu nehmenden Fachkräfte-
mangels drängende Interesse der Wirtschaft, genauer der Arbeitgeber, anzusehen sein, die im Ver-
gleich zu Männern noch immer niedrigere Erwerbsquote von Frauen zu erhöhen. Da die inner-
familiäre Erziehung als faktisches Haupthindernis ihrer Berufs tätigkeit angesehen werden kann, 
liegt es aus ökonomischer Perspektive nahe, die Eltern und speziell die häufiger betroffenen Müt-
ter zumindest teilweise von der Erziehungs aufgabe zu entlasten und  diese möglichst gesellschaft-
lichen Trägern zu überantworten, also insbesondere das Betreuungs angebot zu verbessern. Al-
lerdings dürfte  diesem legitimen Kollektiv anliegen im Konfliktfall kein Vorrang gegenüber der 
grundrechtlich abgesicherten Persönlichkeitsentfaltung sowohl der Eltern als auch des Kindes bei-
gemessen werden. Art. 6 Abs. 1 GG schützt auch die autonome inner familiäre Aufteilung von Fa-
milien- und Erwerbs arbeit. Art. 6 Abs. 2 GG über antwortet das Kindeswohl primär den Eltern. In 
einem etwaigen Widerstreit dieser Grund rechte mit arbeits marktpolitischen Interessen müssten 
letztere also nachrangig bleiben.

Ähnliches gilt für den oft behaupteten ursächlichen Zusammenhang von staatlichen Kinder-
betreuungs angeboten und demo graphischer Entwicklung10, das heißt letztlich für das öffentliche 
Interesse am Bestand des Staatsvolkes der Bundesrepublik Deutschland, das allen falls im Gleich-
klang mit den Eltern- und Kindesrechten beachtlich sein kann (nicht aber umge kehrt gegen ein-
zelne Familien gerichtet werden dürfte, die ja, vor allem bei größerer Kinder zahl, bereits ihren 
Beitrag zur Problemlösung geleistet haben). Im Übrigen ist an  dieser Stelle eine gewisse Skepsis 
hin sichtlich der behaupteten Evidenz eines solchen Zusammen hanges ange bracht. Die als Beleg 
angeführten Ländervergleiche kranken nicht nur an einer gelegentlich ziel gerichteten Aus wahl der 
Vergleichs länder, indem sie sich etwa auf Frankreich und Skandinavien kon zentrieren, aber die 
angel sächsischen Länder übergehen, obwohl auch  diese trotz geringerer staatlicher Infrastruktur-
angebote höhere Geburtenraten aufweisen (wie z. B. Irland als kinder reichstes Land Europas). 

9 BVerfGE 97, 332 (346 f.) (Kindergartengebühren): Es ist (unterhalb einer kostenorientierten Obergrenze) „grund sätzlich 
gerechtfertigt, schon bei der Bemessung des Entgelts auf soziale Gesichtspunkte Rücksicht zu nehmen und die Gebüh-
renbelastung nach der Leistungsfähigkeit abzustufen“ (S. 347); abgabenrechtlich bestätigt (außerhalb des Kindergar-
tenwesens) durch BVerfGE 108, 1 (18) (Rückmeldegebühr Baden-Württemberg).

10 Vgl. Frauke Brosius-Gersdorf, Demographischer Wandel und Familienförderung, S. 93 ff. (dort mit Blick auf die 
Gleichstellung der Geschlechter als vermutetem Schlüssel zur Erhöhung der Geburtenrate). – Allgemein gegen eine 
bevölkerungs politische Instrumentalisierung der Familienpolitik Heinz Lampert, Priorität für die Familie, S. 186 ff.; 
dagegen sieht Peter Häberle, Verfassungs schutz der Familie, S. 2 f., 46, einen un trennbaren Zusammen hang von Fa-
milien- und Bevölkerungs politik; vorsichtig in  diesem Sinne auch Matthias Pechstein, Familiengerechtigkeit als Ge-
staltungsgebot für die staatliche Ordnung, S. 69 ff.
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Vor allem aber erwecken rein statistische Vergleiche von Ländern mit in vielerlei Hinsicht unter-
schiedlichen Bedingungen methodische Bedenken, sofern sie nur eine denkbare Teil ursache her-
ausgreifen und dadurch andere erhebliche Faktoren ausblenden. Aussagekräftiger ist dagegen der 
Binnenvergleich eines Staates mit ansonsten homogeneren Bedingungen. Und  dieser lehrt für 
Deutschland, dass sich die Geburtenrate nicht nach der Quantität der Betreuungsangebote richten 
muss. Denn im regionalen Vergleich übersteigen die Geburten raten in den östlichen Bundeslän-
dern jene im Westen trotz deutlich größerer Betreuungs kapazitäten nicht. Und im intertemporären 
Ver gleich lässt sich kein spürbarer Einfluss des in den vergangenen Jahren bereits beachtlichen 
Ausbaus der Kinder betreuungs angebote auf das Geburtenverhalten erkennen.

Insgesamt zeigt sich, dass Kollektivinteressen den Ausbau der staatlichen Kinder betreuung 
nur bedingt stützen. Ihr Gewicht ist schon für sich betrachtet schwach. Beachtlich werden sie zu-
dem nur, wenn sie mit gleichgerichteten Eltern- und Kindesbelangen zusammenfallen. Im Ergeb-
nis können Allgemeinwohlanliegen höchstens ein begleitendes Motiv des Ausbaus der staatlichen 
Kinderbetreuung darstellen.

2.2  Gleichberechtigte Persönlichkeitsentfaltung von Müttern und Vätern

Stärkeres Gewicht haben dagegen die Eigeninteressen der Eltern. Hervorzuheben ist insofern die 
Persönlichkeitsentfaltung von Müttern und Vätern in Gestalt der Möglichkeit zur erfolgreichen 
Teilhabe am Berufsleben (Art. 12 GG), die als Verfassungsgut neben den gleichrangigen Famili-
enschutz (Art. 6 Abs. 1 GG) tritt und möglichst mit ihm in Einklang zu bringen ist, so dass nicht 
der tatsächliche Gebrauch der einen Freiheit zum faktischen Hinderungs grund der anderen wird. 
Aus  diesem Grund ist dem Verfassungsgebot zur Familien förderung auch ein legislativ konkreti-
sierungsbedürftiger Auftrag zu entnehmen, Grundlagen für die gleichzeitige Vereinbarkeit ebenso 
wie für die lebensphasenabhängige Durchlässigkeit von Familie und Beruf (oder Ausbildung) bei 
jeweils größtmöglicher Wahl freiheit zu schaffen.11 Geeignetes Handlungsinstrument hierzu ist 
nicht zuletzt ein hin reichendes Angebot an Kinderbetreuungsmöglichkeiten.12

Verstärkend tritt das Gleichberechtigungsgebot nach Art. 3 Abs. 2 GG13 hinzu. Diese Vor schrift 
gewinnt, auch wenn sie alle Frauen gleichermaßen schützt, besondere Bedeutung für Mütter, weil 
die typischen geschlechtsspezifischen Benachteiligungen der Gegenwart eher sie als kinderlose 
Frauen treffen. Dabei geht es weniger um nach Abs. 2 S. 1 untersagte Ungleich behandlungen 
durch den Staat als um faktische gesellschaftliche Hindernisse, deren Ursachen dem Staat zwar 
nicht zuzurechnen sind, auf deren Beseitigung hinzuwirken er aber durch den normativ offenen 
Handlungsauftrag aus Abs. 2 S. 2 ver pflichtet ist. Als solche tat sächliche Erschwernisse erweisen 
sich, soweit die gleich berechtigte Teilhabe am Arbeits leben als Ausschnitt des Schutzgehalts von 
Art. 3 Abs. 2 GG berührt ist, die Schwierigkeiten, Familie und Beruf zu vereinbaren. Das Gleich-

11 Grundlegend – mit Blick auf die zugleich das ungeborene Leben schützende Entschärfung etwaiger Konflikt situationen – 
BVerfGE 88, 203 (260 f.) (Schwangerschaftsabbruch); bestätigend BVerfGE 99, 216 (234) (Betreuungsbedarf). Siehe 
auch Margit Tünnemann, Der verfassungsrechtliche Schutz der Familie und die Förderung der Kindererziehung im 
Rahmen des staatlichen Kinderleistungsausgleichs, S. 29 ff.; zu den hieran anknüpfenden Handlungsmöglichkeiten be-
reits Rolf Birk sowie Maximilian Fuchs, Welche Maßnahmen empfehlen sich, um die Vereinbarkeit von Berufstätig-
keit und Familie zu verbessern?, Gutachten E und F zum 60. Deutschen Juristentag; hierzu Franz Ruland, NJW 1994, 
S. 2049 ff.

12 Vgl. BVerfGE 97, 332 (347 f.) (Kindergartengebühren).
13 Vgl. bereits BVerfGE 10, 59 (66 ff.) (elterliche Gewalt).
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berechtigungsgebot spricht somit ebenso wie der Familien schutz für einen Ausbau der Kinder-
betreuungs angebote.

An  dieser Stelle zeigt sich, dass der gemeinschaftsbezogene Familienschutz (Art. 6 Abs. 1 GG) 
und die individuelle Gleichberechtigung (Art. 3 Abs. 2 GG), anders als gelegent lich angenommen 
zu werden scheint, keineswegs in einem Widerstreit stehen. Sie ergänzen sich dem Grundsatz nach 
sinnvoll und weitgehend spannungsfrei, vor allem weil ersterer die Auto nomie des Familienin-
ternums abschirmt, also grundsätzlich jede und damit auch eine geschlechts spezifische staatliche 
Steuerung des Familieninternums untersagt.14 Ebenso kann der über eine bloße Gleichbehand-
lung hinausweisende Verfassungsauftrag zur auch tat sächlichen Durchsetzung der Gleichberech-
tigung (Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG) im Lichte der Freiheitsrechte nur auf eine individuelle Chancen-, 
nicht aber kollektive Ergebnisgleichheit abzielen. Er beschränkt sich deshalb auf die Herstellung 
geeigneter äußerer Rahmen bedingungen, ohne die autonome Entscheidung über Art und Weise 
ihrer Inanspruchnahme einzuschränken. Maßnahmen, die die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf erleichtern, müssen, anders gewendet, stets die Neutralität gegenüber persönlichen Lebens-
entscheidungen wahren.15

2.3  Das Kindeswohl als ausschlaggebendes Kriterium

All  diese berechtigten Erwägungen dringen indes noch nicht zum eigentlichen Kern der Frage-
stellung durch. Hauptperson der Kinderbetreuung ist das Kind. Es ist selbst Zweck, nie Mittel 
zum Zweck, folglich auch um seiner selbst willen zu betreuen. Aus  diesem Grund dürfen Allge-
meinwohlanliegen und elterliche Interessen weder den rechtlichen Primärzweck noch den Aus-
gestaltungsmaßstab der staatlich gewährleisteten Kinderbetreuung bilden. In den Mittel punkt zu 
rücken ist vielmehr das Kindeswohl.

Ausschlaggebendes Leitmotiv staatlichen Handelns auf  diesem Gebiet kann somit, wenn und 
weil der Bund auf der Grundlage und damit auch in den Grenzen von Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG tä-
tig wird, nur der für sorgerische Charakter der Kinderbetreuung sein. Der Blick richtet sich da-
mit auf ihre Relevanz für die Entwicklung und Entfaltung der kindlichen Persönlichkeit, nicht 
zuletzt durch die Möglichkeit spielerischer Begegnung mit Gleich altrigen (vgl. den offenen För-
derungsauftrag des § 22 Abs. 3 SGB VIII). Dagegen könnte der öffentlichen Kinder betreuungs-
ein richtungen zuge schriebene Bildungs effekt mangels einer ent sprechenden Bundes kompetenz 
nicht tragender Beweggrund der im SGB VIII bundes gesetzlich geschaffenen Rechtslage sein16, 

14 So hat das Bundesverfassungsgericht Gleichberechtigungs- und Neutralitätsgebot gemeinsam zur Ablehnung väter-
licher Vorrechte bei der Erziehung herangezogen; BVerfGE 10, 59 (66 ff., 80 ff.) (elterliche Gewalt). Zum prinzipiellen 
Gleichklang von Art. 3 Abs. 2 GG und Art. 6 GG ferner BVerfGE 3, 225 (241 f.) (Gleich berechtigung); E 6, 55 (81 f.) 
(Haushaltsbesteuerung); E 21, 329 (353) (Witwerversorgung); E 37, 217 (250) (Staats angehörigkeit von Abkömmlin-
gen); E 53, 257 (296) (Versorgungsausgleich); E 76, 1 (45) (Familiennach zug); E 104, 373 (384 ff.) (Ausschluss von 
Familiendoppelnamen); E 105, 1 (10 ff.) (Familienarbeit).

15 Insbesondere wäre dem Staat jede zielgerichtete Einflussnahme auf das von den Eltern in gleichberechtigter Freiheit und 
wechselseitiger Verantwortung auszugestaltende Verhältnis von Familienarbeit und Erwerbstätig keit verboten. Siehe 
im Einzelnen BVerfGE 6, 55 (81 f.) (Haushaltbesteuerung) bei ausdrücklichem Ausschluss auch mittelbarer Einfluss-
nahmen; ferner BVerfGE 21, 329 (353) (Witwerversorgung); E 48, 327 (338) (Familienname); E 61, 319 (346 f.) (Al-
leinerziehende); E 87, 234 (258 f.) (Arbeitslosenhilfe); E 99, 216 (234) (Betreuungsbedarf); E 105, 1 (10 f.) (Familien-
arbeit). Vgl. auch Christian Seiler, FamRZ 2006, S. 1717 ff.

16 § 22 Abs. 3 SGB VIII ist, soweit er auch die „Bildung“ des Kindes anstrebt, entsprechend eng auszulegen. Gemeint ist 
keine Bildung im schulischen Sinne, sondern letztlich ein im Kontext der übrigen Aussagen  dieser Vorschrift zu ent-
faltender Beitrag zur Persönlichkeitsbildung des Kindes.

https://doi.org/10.5771/0034-1312-2014-1-59 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 02:19:44. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0034-1312-2014-1-59


64 RdJB 1/2014Seiler, Staatlich gewährleistete Kinderbetreuung

was nicht aus schließt,  diese landes gesetzlich um begleitende Bildungs maßnahmen anzu reichern. 
Wollte der Bund jedoch die bildungs politische Bedeutung der Kinderbetreuung in den Vorder-
grund gerückt wissen, müsste er auf eine eigene Regelung verzichten und  diese dem für den Bil-
dungsbereich allein zuständigen Landesgesetzgeber überlassen.

Es bleibt jedoch die Frage nach der Definitionsmacht zur letztverantwortlichen Bestimmung des 
Kindeswohls. Das Grundgesetz trifft hier eine eindeutige Entscheidung und überantwortet den El-
tern in Art. 6 Abs. 2 GG die primäre Erziehungsverantwortung.17 „Pflege und Erziehung der Kin-
der“ sind ihr „natürliches Recht“ und die „zuvörderst ihnen obliegende Pflicht“. Das Grundgesetz 
spricht damit eine (konkret widerlegbare) Regelvermutung für die Bereitschaft und Eignung von 
Eltern zur bestmöglichen Sorge für ihr Kind aus, weil sein Wohl niemandem so sehr am Herzen 
liegt wie ihnen.18 Ob und inwieweit dem individuellen Wohl ihres Kindes durch eine inner- oder 
außerfamiliäre Kinderbetreuung am besten Rechnung getragen wird, ist folglich grund gesetzlich 
nicht vor-, sondern der elterlichen Entscheidung auf gegeben.19

Zur Klarstellung: Das Elternrecht ist, obwohl die subjektive Berechtigung hier in eins fällt, von 
den eigennützigen Rechten der Eltern abzugrenzen. Denn es berechtigt nicht nur, sondern ver-
pflichtet sie auch.20 Eltern müssen ihre Kinder erziehen, genießen also keine negative Frei heit.21 
Der Staat darf sie umgekehrt grundsätzlich nicht aus ihrer Erziehungs verantwortung ent lassen. Die-
se für ein Grundrecht einzigartige Inpflichtnahme der Freiheits berechtigten erklärt sich durch die 
besondere soziale Funktion ihres Freiheitsgebrauchs, die nicht der Persönlichkeits entfaltung der 
Berechtigten, sondern der Persönlichkeits bildung des Kindes dient. Das Elternrecht ist also unei-
gennützig dienendes, drittbegünstigendes Recht. Dieser sowohl berechtigende wie verpflichtende 
Charakter des Art. 6 Abs. 2 GG bedingt eine gewisse Asymmetrie22 beider Aussagen: Das „ob“ 
der Elternpflicht ist dem Grunde nach unverfüg bar, das „wie“ seiner Ausübung, also die Auswahl 
der konkreten Erziehungs ziele, -inhalte und -mittel dagegen freiheitlich disponibel.23 Der Staat 
hat die elterliche Erziehungs konzeption prinzipiell hinzunehmen und dürfte keinesfalls versuchen, 

17 Hierzu Ernst-Wolfgang Böckenförde, Elternrecht – Recht des Kindes – Recht des Staates, in: Essener Gespräche zum 
Thema Staat und Kirche, Bd. 14 (1980), S. 54 ff.; Hans-Uwe Erichsen, Elternrecht – Kindeswohl – Staatsgewalt; 
Bernd Jeand’Heur, Verfassungsrechtliche Schutzgebote zum Wohl des Kindes und staatliche Interventionspflichten aus 
der Garantienorm des Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG; Wolfram Höfling, Eltern recht, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof, HStR, 
Band VII, 3. Auflage, § 155, Rdnr. 1 ff.; Matthias Jestaedt, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 6 Abs. 2 
und 3 GG, Rdnr. 1 ff.; Fritz Ossenbühl, Das elterliche Erziehungsrecht im Sinne des Grundgesetzes; Christian Seiler, 
Verfassungsfragen zur staatlichen Unterstützung der elterlichen Erziehung, in: Essener Gespräche zum Thema Staat 
und Kirche, Bd. 43 (2009), S. 7 (12 ff.); Hans F. Zacher, Eltern recht, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof, HStR, Band VI, 
2. Auflage, § 134, Rdnr. 1 ff.

18 BVerfGE 59, 360 (376) (Schülerberater): Das Elternrecht „beruht auf dem Grundgedanken, daß in aller Regel Eltern 
das Wohl des Kindes mehr am Herzen liegt als irgendeiner anderen Person oder Institution“. Vgl. auch BVerfGE 24, 
119 (150) (Adoption): „Der Verfassungsgeber geht davon aus, daß diejenigen, die einem Kinde das Leben geben, von 
Natur aus bereit und berufen sind, die Verantwortung für seine Pflege und Erziehung zu über nehmen.“

19 BVerfGE 99, 216 (234) (Betreuungsbedarf) betont demgemäß „die Aufgabe des Staates, die Kinderbetreuung in der 
jeweils von den Eltern gewählten Form in ihren tatsächlichen Voraussetzungen zu ermöglichen und zu fördern. Die 
Kinderbetreuung ist eine Leistung, die auch im Interesse der Gemeinschaft liegt und deren An erkennung verlangt (vgl. 
BVerfGE 87, 1 (38 f.); 88, 203 (258 f.)). Der Staat hat dementsprechend dafür Sorge zu tragen, daß es Eltern gleicher-
maßen möglich ist, teilweise und zeitweise auf eine eigene Erwerbstätigkeit zugunsten der persönlichen Betreuung ih-
rer Kinder zu verzichten wie auch Familientätigkeit und Erwerbstätig keit miteinander zu verbinden.“

20 BVerfGE 24, 119 (143 f.) (Adoption); E 59, 360 (376 f.) (Schülerberater) („Grundrecht und Grundpflicht zugleich“); 
vgl. auch BVerfGE 121, 69 (89 ff.) (Umgangspflicht).

21 Matthias Jestaedt, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 6 Abs. 2 und 3 GG, Rdnr. 29.
22 Matthias Jestaedt, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 6 Abs. 2 und 3 GG, Rdnr. 30.
23 Vgl. BVerfGE 59, 360 (376) (Schülerberater); E 60, 79 (88) (Entzug des Sorgerechts). Vgl. ferner BVerfGE 7, 320 

(323 f.) (Erziehung zur Freikörperkultur).
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das Kindes wohl zu „optimieren“.24 Der derart dienende Freiheitscharakter des elterlichen Erzie-
hungsrechts trägt schließlich selbst seine eigenen Grenzen in sich: Es endet dort, wo das Kind be-
reits zum eigenverantwortlichen Freiheitsgebrauch imstande ist (was für die Entscheidung über 
den Kindergartenbesuch nicht in Betracht kommt)25, und findet zudem (erst) bei evidenten Kindes-
wohl gefährdungen im staatlichen Wächteramt (Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG)26 eine äußere Schranke.

 3  Folgerungen für die nähere Ausgestaltung der Kinderbetreuung

3.1  Angebotscharakter der staatlich gewährleisten Kinderbetreuung

Die staatlich gewährleistete Kinderbetreuung muss vor  diesem Hintergrund immer freiheits-
erweiterndes Angebot an die Eltern bleiben, auf dessen Annahme der Staat nicht drängen dürfte. 
Hieran anknüpfend entscheiden die Eltern unter den sich ihnen konkret bietenden Rahmenbedin-
gungen und an den je individuellen Bedürfnissen ihres Kindes orientiert, ob und inwieweit sie es 
inner- oder außerfamiliär betreut wissen wollen, das heißt auch ab welchem Lebensalter und in 
welchem Umfang eine Betreuung durch Dritte in Betracht kommt, wer  diese Aufgabe unter wel-
chen Bedingungen übernimmt und welche Erziehungsziele dabei auf welche Art und Weise an-
zustreben sind.27 Mit  dieser Maßgabe bleibt es unschädlich, die Kinderbetreuung zugleich als In-
strument zur Verwirklichung weiterer, aber nachrangiger Neben zwecke einzu setzen, insbesondere 
um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fördern, aber auch um den Interessen der Wirt-
schaft entgegenzu kommen. Auf Länderebene dürfte die Kinder betreuung ergänzend auch für Bil-
dungszwecke genutzt werden.

Angesichts dessen stellt sich die immer wieder aufgeworfene Frage einer allgemeinen Kinder-
garten pflicht28 weder de lege lata noch de lege ferenda. Diesseits der auf Art. 7 Abs. 1 GG zu 
stützenden allgemeinen Schulpflicht (deren Beginn allenfalls zeitlich etwas vorverlagert werden 
könnte) ließe sich ein gesetzlicher Zwang zur Fremdbetreuung wohl kaum mit Art. 6 Abs. 2 GG 
vereinbaren.

Der stattdessen notwendig einzufordernde Angebotscharakter der staatlich gewährleisteten 
Kinder betreuung sollte sich vorzugsweise auch in einer programmatischen Vielfalt nieder schlagen, 
insbesondere hin sichtlich der zu vermittelnden Erziehungsinhalte. Wünschenswert ist nicht zuletzt 
eine gewisse Träger vielfalt, die den Eltern eine Auswahl zwischen unter schiedlich ausge richteten 
Anbietern erlaubt, um so die staatsferne Pluralität elterlicher Erziehungs konzeptionen abbilden 
und sichern zu können. Die Beteiligung namentlich kirchlicher, aber auch sonstiger nichtstaatli-
cher Träger am Ausbau der öffentlichen Betreuungs infrastruktur ist daher zu begrüßen.

Der optionale Charakter der außerfamiliären Kinderbetreuung veranlasst schließlich auch rechts-
politische Empfehlungen zur Gebührenstruktur (vgl. hierzu die Rahmennorm des § 90 SGB VIII). 

24 BVerfGE 60, 79 (94) (Entzug des Sorgerechts): Es gehöre nicht zur Ausübung des Wächteramtes, gegen den Willen 
der Eltern für eine bestmögliche Förderung des Kindes zu sorgen.

25 Siehe BVerfGE 59, 360 (387) (Schülerberater); vgl. auch BVerfGE 80, 81 (90) (Erwachsenenadoption).
26 Ausführlich hierzu Matthias Jestaedt, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 6 Abs. 2 und 3 GG, Rdnr. 162 ff., 

171 ff.
27 Siehe BVerfGE 99, 216 (231 f.) (Betreuungsbedarf).
28 Befürwortend jüngst Stefanie Salaw-Hanslmaier, ZRP 2013, S. 143 ff., die sogar erwägt, aus § 1 Abs. 1 SGB VIII eine 

Rechtspflicht zum Kindergartenbesuch herzuleiten (mit dem Argument „traumhafter Renditen von bis zu 50 %“ auf 
die staatliche Investition); kritisch hingegen Johann Bader, NVwZ 2007, S. 537 ff.
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Für einkommensschwache Eltern besteht die reale Möglichkeit einer Inan spruch nahme der staat-
lichen Kinderbetreuungs angebote nur bei ent sprechend niedrigen Gebühren, was eine bevorzu-
gende Verschonungs subvention rechtfertigt, wenn nicht sogar verlangt.29 Für wohlhabende Eltern 
ist eine (voll ständige oder zumindest weit gehende) Gebühren befreiung dagegen weder durch das 
Kindes wohl noch aus sozial staatlichen Gründen angezeigt.30 Die verbreitete Praxis gestaffelter 
Kinder gartengebühren hat daher (vor be haltlich ihrer näheren Ausge staltung) durchaus ihre Be-
rechtigung. Umgekehrt besteht aber jedenfalls keine verfassungsrechtliche Verpflichtung, den über 
die übliche anteilige Gebühren ver schonung zugewandten geldwerten Vorteil31 bei Nichtinanspruch-
nahme des Betreuungs angebotes (insbesondere im Säuglings- oder Klein kindalter) monetär aus-
zugleichen. Zwar mag man hierin nicht ohne Grund ein Gebot aus gleichender Gerechtigkeit und 
eine Erleichterung der gleichwertigen elterlichen Entscheidung für eine anderweitige, insbeson-
dere innerfamiliäre Kinderbetreuung sehen. Jedoch verfügt der Gesetz geber insofern über den 
im Rahmen der Leistungs verwaltung üblichen weiten Gestaltungs spiel raum, den differenzierend 
auszu gestalten ihm die Förderung der Vereinbar keit von Familie und Beruf (oder Ausbildung) so-
wie der offene Gleichstellungs auftrag aus Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG32 gestatten.

3.2  Folgepflicht zur Qualitätssicherung

Die intensive politische Diskussion um die ausreichende Verfügbarkeit staatlich gewähr leisteter 
Betreuungsangebote hat einen anderen Aspekt der Diskussion zu Unrecht in den Hintergrund ge-
rückt: die Frage nach den materiellen Rahmenbedingungen der in den Einrichtungen zu leisten-
den Kinderbetreuung. Die Maßstabsfunktion des Kindeswohles verlangt hingegen einen Perspek-
tivenwechsel. Es genügt nicht, allein auf die Quantität der Betreuungs kapazitäten zu achten, die 
für die Frage der elterlichen Erwerbs tätigkeit im Vorder grund steht. Mindestens ebenso wichtig 
ist ihre Qualität, deren Verbesserung mit dem Ausbau der öffentlichen Betreuungsinfrastruktur 
Schritt halten muss, ihm richtiger weise sogar vorausgehen sollte.

Das Grundgesetz regelt  diesen Fragenkreis nicht unmittelbar, ist der Staat doch (außerhalb des 
in Art. 7 GG verankerten Schulwesens) nicht selbst zur Pflege und Erziehung der Kinder berufen. 
Wenn er jedoch den Eltern anbietet, ihnen die originär familiäre Aufgabe der Betreuung kleiner 
Kinder teilweise abzunehmen, wenn er also auf  diese Weise mit ihrem Ein verständnis einen Teil-
bereich der Erziehungsaufgabe an sich zieht, begründet er damit ein schutz würdiges Ver trauen der 
letzt verantwortlichen Eltern in die Güte der erbrachten Betreuungs leistungen. Den Staat trifft dann 
eine abgeleitete Garanten pflicht für den ihm an vertrauten Ausschnitt des Kindeswohles, der er – 
unter dem Vorbehalt des faktisch wie fiskalisch Möglichen – angemessen nachkommen muss.

Aus  dieser abgeleiteten Garantenstellung lassen sich praktische Konsequenzen für die nähere 
landesrechtliche33 Ausgestaltung der Betreuungs angebote herleiten, die allerdings nur im unver-
zichtbaren Minimum ver fassungs fest sein dürften, im Übrigen rechts politischer Natur bleiben: Die 

29 In  diesem Sinne auch BVerfGE 97, 332 (348) (Kindergartengebühren).
30 BVerfGE 97, 332 (348) (Kindergartengebühren): Unbeschadet der Zulässigkeit sozial gestaffelter Gebühren sei eine 

„umfassende Bezuschussung der Kindergärten, die allen Eltern ungeachtet ihrer Einkommens verhältnisse gleichmä-
ßig zugute kommt, … zur Sicherung ihrer allgemeinen Zugänglichkeit nicht erforderlich“.

31 Vgl. BVerfGE 97, 332 (348 f.) (Kindergartengebühren): Den mit nicht kostendeckenden Entgelten belasteten Eltern 
werde „im Ergebnis aus Haushaltsmitteln der Gemeinde ein Vermögensvorteil zugewendet“.

32 Hierzu oben 2.2.
33 Das Bundesrecht enthält hierzu in § 22 SGB VIII nur abstrakte Vorgaben und überlässt damit gemäß § 26 SGB VIII 

alles Nähere dem Landesrecht.
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Kinderbetreuung darf sich nicht auf eine bloße Beaufsichtigung der Kinder beschränken, sondern 
muss einen positiven Beitrag zur Persönlichkeitsbildung und -entfaltung des Kindes leisten. Be-
deutung hat dies namentlich für den Betreuungs schlüssel, das heißt für das nach wie vor verbes-
serungswürdige Ver hältnis von qualifiziertem Betreuungspersonal und zu betreuenden Kindern. 
Erforderlich ist ferner eine angemessene Aus- und Fortbildung von Erzieherinnen und Tagesmüt-
tern. Auch sollte die Finanzierungs struktur nicht allein an das bloße Vor handen sein von Betreuungs-
kapazitäten („Objekt förderung“), sondern – gegebenen falls neben einer Planungssicherheit schaf-
fenden Grund ausstattung – an die Zahl der tat sächlich betreuten Kinder (häufig miss verständlich 
„Subjekt förderung“ genannt) anknüpfen. Auf  diese Weise würde das Vertrauen der Eltern in eine 
konkrete Einrichtung zum Ver teilungsmaßstab der Finanzmittel erstarken, so dass die bereits aus 
inhaltlichen Gründen geforderte Trägervielfalt34 über wettbewerbliche Elemente mit Anreizen zur 
Qualitäts steigerung verbunden würde.

Angemerkt sei, dass das im SGB VIII grundgelegte, landesrechtlich zu ergänzende Kinder- 
und Jugendhilferecht grund sätzlich der richtige Ort ist, um all  diese Fragen zu beantworten. Es 
hebt sich damit von der anderen Materie ab, die zuletzt ebenfalls eingesetzt wurde, um die außer-
familiäre Betreuung von Kindern zu fördern. Angesprochen ist das Einkommensteuer recht, das 
in § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG einen (umfangmäßig gedeckelten) Sonderausgabenabzug für Kinder-
betreuungsaufwendungen vorsieht.35 Diese Vorschrift denkt – der naturgemäß andersartigen Te-
leologie  dieses Rechtsgebietes geschuldet – ausschließlich monetär und formuliert folgerichtig 
keine Qualitätserwartungen an die Kinderbetreuung. Da sie zudem nur Erwerbende (nach Maß-
gabe ihres Einkommens) einbeziehen kann, aber beispiels weise Studierende und ihre Kinder aus-
nehmen muss, spricht einiges dafür, die staatliche Förderung der außerfamiliären Kinder betreuung 
ganz aus dem Steuer- in das für nicht monetäre gesellschaftliche Anliegen zielgenauere Sozial-
recht zu überführen.36

3.3  Einordnung in den finanzverfassungsrechtlichen Rahmen

Abschließend lohnt, weil sich über die Finanzierung staatlichen Handelns politisch Einfluss auf die 
finanzierten Inhalte nehmen lässt, noch ein Blick auf die föderale Aufteilung der Zuständig keiten 
zur Finanzierung staatlicher Kinderbetreuungsangebote. Art. 104a Abs. 1 GG ver pflichtet Bund 
und Länder auf eine generelle Trennung der Finanzierung ihrer jeweiligen Aufgaben. Da  dieses 
Konnexitäts prinzip die Kosten nicht an die Gesetzgebungs-, sondern (wegen des im Vollzug steu-
erbaren Aufwands) an die regel mäßig den Ländern zustehende Verwaltungskompetenz knüpft37, 
obliegt es auch allein den Ländern, den bundesgesetzlich eingeforderten Ausbau der Betreuungs-
infrastruktur zu finanzieren und deren laufende Kosten zu tragen. Dem Bund ist es dagegen prin-
zipiell verwehrt, ihnen  diese Belastungen auch nur anteilig abzunehmen. Die vorliegend einzig 
in Betracht kommende Aus nahme von  dieser Regel, Art. 104a Abs. 3 GG, greift nur bei (zumeist 
ermessens freien, daher kostenmäßig weit gehend gesetzlich vorprogrammierten) Geld leistungen. 
Für geld werte Sach- oder Dienst leistungen (mit unter Umständen weiteren Spiel räumen zu kos-
tenträchtigen landes behördlichen Ent scheidungen) findet sich hingegen keine parallele Regelung 
zur Kosten übernahme, so dass es beim Grundsatz ausschließlicher Finanzierung durch die Län-

34 Siehe soeben 3.1.
35 Zur Vorgängernorm des § 4f EStG Christian Seiler, DStR 2006, S. 1631 ff.
36 Zur generellen Ungeeignetheit des Steuerrechts als Instrument sozialpolitischer Steuerung Christian Seiler, NZS 2007, 

S. 617 ff.
37 BVerfGE 26, 338 (389 f.) (Bundeseisenbahn).
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der bleibt. Im Gegenteil, als man den für Sach- oder Dienstleistungen einschlägigen Abs. 4 von 
Art. 104a GG im Rahmen der Föderalismusreform neu formulierte, verzichtete man bewusst auf 
eine solche Regelung38 und hatte dabei, wie die Materialien39 eindeutig zu erkennen geben, insbe-
sondere die staatlich gewährleistete Kinder betreuung vor Augen. Die Länder sind also nur durch 
das Erfordernis einer Zustimmung des Bundesrates gegen die Auferlegung kostenintensiver Be-
treuungspflichten geschützt.

Der Bundesgesetzgeber hat vor  diesem Hintergrund den Ausweg gesucht, die außerfamiliäre 
Kinderbetreuung in eine Investition in die „Förderung des wirtschaftlichen Wachstums“ im Sinne 
von Art. 104b Abs. 1 Nr. 3 GG umzuwidmen, und unter Berufung auf  diese Kompetenznorm40 das 
Sonder vermögen „Kinder betreuungsausbau“ eingerichtet41, aus dem den Ländern von 2008 bis 
2013 Finanzhilfen für Investitionen in Tageseinrichtungen und Tagespflege42 gewährt worden sind. 
Diese nicht weiter erläuterte Bewertung der Kleinkind betreuung als im Schwerpunkt wachstums-
fördernder Natur steht jedoch nicht nur in einem Spannungs verhältnis zur gleich zeitigen Inan-
spruchnahme der eher wirtschaftsfernen Gesetz gebungs kompetenz für die „öffentliche Fürsorge“ 
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG)43, sondern über geht vor allem die not wendig am Maß stab von Kindes-
wohl und Elternrecht auszu richtende materielle Primär funktion der Kinder betreuung, die auch 
kompetenzrechtlich nicht unbe rücksichtigt bleiben sollte. Insgesamt kann eine derartige Beru-
fung auf das Kind als bloßer Wirtschafts faktor nicht überzeugen. Das Sondervermögen „Kinder-
betreuungsausbau“ über steigt mithin, mag sein Anliegen auch noch so berechtigt sein, die Finan-
zierungskompetenzen des Bundes.44

Verf.:  Prof. Dr. Christian Seiler, Eberhard Karls Universität Tübingen, Juristische Fakultät, Ge-
schwister-Scholl-Platz, 72074 Tübingen, E-Mail: seiler@jura.uni-tuebingen.de

38 Siehe Ulrich Häde, JZ 2006, S. 930 (935); Hans-Günter Henneke, NdsVBl. 2008, S. 1 (7). Ebenso zur vorherigen 
Rechtslage Josef Isensee, DVBl. 1995, S. 1 (7).

39 Begründung des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes; BT-Drucksache 16/813, S. 18 (im unmit-
telbaren Kontext der von Abs. 4 geregelten Zustimmungsbedürftigkeit): „In  diesem weiten Verständnis schließt das 
Merkmal der Sachleistungen auch die Regelungen zur Schaffung von Tagesbetreuungsplätzen für Kinder im Kinder- 
und Jugendhilferecht ein. Die Bereitstellung von Tagesbetreuungsplätzen beinhaltet ein Bündel von staatlichen Sach- 
und vergleichbaren Dienstleistungen, wie Räumlichkeiten und deren Ausstattung sowie die Betreuungs- bzw. Erzie-
hungsleistung.“

40 Begründung des Entwurfs zum Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Kinderbetreuungsausbau“; BT-Druck-
sache 16/6596, S. 3; wohl zustimmend der Interessenvertreter der Kommunen Hans-Günter Henneke, NdsVBl. 2008, 
S. 1 (7 f.).

41 Artikel 1 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens „Kinderbetreuungsausbau“ und zur Entfristung des Kin-
derzuschlags vom 18.12.2007, BGBl. 2007 I, S. 3022 f.

42 Artikel 3 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in Kinder tagespflege 
(Kinderförderungsgesetz) vom 10.12.2008, BGBl. 2008 I, S. 2403 (2407 f.). Art. 104b GG wird bemerkenswerterweise 
ausdrücklich im Gesetzestext genannt.

43 Siehe oben I.1. – Die Finanzierungskompetenz nach Art. 104b Abs. 1 Nr. 3 GG setzt zusätzlich zum wachstums-
fördernden Zweck der Investition voraus, dass der Bund auch über die Gesetzgebungskompetenz für den fraglichen 
Sachbereich verfügt. Die Gesetzesbegründung verweist hierzu ohne weitere Erläuterungen auf die Bundeszuständig-
keit für die „öffentliche Fürsorge“; Begründung des Entwurfs zum Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Kin-
derbetreuungsausbau“; BT-Drucksache 16/6596, S. 3.

44 Auch die zur Abdeckung laufender Betriebskosten gedachte Neufestsetzung der Umsatzsteueranteile von Bund und 
Ländern (Art. 106 Abs. 4 GG) durch Artikel 2 des Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tages-
einrichtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz) vom 10.12.2008, BGBl. 2008 I, S. 2403 (2407) er-
scheint gemessen an den Maßstäben von BVerfGE 101, 158 (220) (Finanzaus gleich) nicht unbedenklich; anders Hans-
Günter Henneke, NdsVBl. 2008, S. 1 (8).
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